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Fall 16: Der gewiefte Verteidiger
(BVerfGE 110, 226 ff., BGHSt. 38, 345 ff. und BGH, NJW 2001, 2433 ff.)

Eines Tages kommt T in die Kanzlei des Strafverteidigers S mit der Bitte, seinen gestern verhafteten Freund F zu verteidigen. T und F hätten gewerbsmäßig mehrere Autos gestohlen und zu Geld gemacht. S nimmt an und bekommt eine Anzahlung von 50.000 €, die – was er vermutet und hätte erkennen können, zugunsten des Vertrauensverhältnisses aufgrund der Aussage des T aber verwirft – aus den Diebstählen stammt. Zudem rät er, um F sogleich zu helfen, T unter Hinweis auf die auch diesem drohende Bestrafung, das Land zu verlassen. T lehnt ab. Als er drei Tage später sich über den Sachstand erkundigt, wiederholt S seine Fluchtaufforderung nicht mehr.

Als T kurz darauf festgenommen wird, legt S sein Mandat für F nieder und übernimmt jenes des T, nicht ohne Hintergedanken. So sucht er diesen im Gefängnis auf mit einer von ihm diktierten, unrichtigen Erklärung, mit der T dementieren würde, S habe ihn zur Flucht aufgefordert. Diese soll T unterschreiben, sonst könne er ihn nicht mehr verteidigen und eine günstige Absprache mit dem Staatsanwalt werde hinfällig. T unterschreibt und bittet S, den noch bei H befindlichen Wagen aus ihrem letzten Beutezug zu beseitigen, insoweit F geplaudert habe.

Tags darauf bittet S – einzig um den letzten Diebstahl nicht auffliegen zu lassen – den H darum, wobei H den größten Teil des Erlöses behalten könne. Dessen Absatzbemühungen gegenüber verschiedenen „Kunden“ scheitern jedoch. Zudem bietet H dem S an, gegen Zahlung von 10.000 € auszusagen, der F habe die Hauptarbeit geleistet, T sei nur sein „Wasserträger“ gewesen. S, der dies zwar bezweifelt, über die gesamten Tatabläufe aber keine Kenntnis hat, geht hierauf ein und benennt dem Gericht gegenüber H als Zeugen. Dennoch kommt es nicht zur Aussage, da die Polizei in Kenntnis der ermittelten Umstände zwei Wochen später den H festnimmt.

So wird T zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. Für die Zeit bis zum Strafantritt wird er jedoch gegen Zahlung von 150.000 € auf freiem Fuß belassen.

Die Rückforderung der Kaution tritt T an S für dessen offenstehende Honorarforderung ab, wobei S, der aufgrund der Gespräche nunmehr weiß, dass auch dieses Geld aus den Diebstählen stammt. T nutzt seine Freiheit zur Flucht nach Spanien, von wo aus er mit Hilfe eines befreundeten Arztes falsche Atteste an S schickt, der hiermit die deutschen Behörden, die Ladungen zum Strafantritt verschickt hatten, hinhält, an ihrer Echtzeit lediglich zweifelnd. Als der Staatsanwalt schließlich den Verfall der Kaution beantragt, legt S eine gerade erhaltene Fotokopie einer Sterbeurkunde eines spanischen Krankenhauses mit kopiertem Beglaubigungsvermerk vor, wonach T eine Woche zuvor verstorben war und fordert die Freigabe der Kaution, die er schließlich erlangt.

Strafbarkeit des S? Etwa erforderliche Strafanträge sind gestellt.
Auszug aus der Strafprozessordnung (StPO)

§ 116. [Aussetzung des Vollzugs des Haftbefehls] (1) Der Richter setzt den Vollzug eines Haftbefehls, der lediglich wegen Fluchtgefahr gerechtfertigt ist, aus, wenn weniger einschneidende Maßnahmen die Erwartung hinreichend begründen, dass der Zweck der Untersuchungshaft auch durch sie erreicht werden kann. In betracht kommen namentlich 

[...]

4. die Leistung einer angemessenen Sicherheit durch den Beschuldigten oder einen anderen

[...]

§ 116 a. [Aussetzung gegen Sicherheitsleistung] (1) Die Sicherheit ist durch Hinterlegung in barem Geld, in Wertpapieren, durch Pfandbestellung oder durch Bürgschaft geeigneter Personen zu leisten.
[...]

Auszug aus der Hinterlegungsordnung (HinterlO)

§ 7. [Zahlungsmittel] (1) Gesetzliche und gesetzlich zugelassene Zahlungsmittel gehen in das Eigentum des Reichs über.

[...]
Lösungsskizze:

A. Erster Handlungsabschnitt: Besuch des T

I. Eine Strafbarkeit des S wegen der Honorarannahme nach § 259 I Var. 1 StGB (Hehlerei) mit der Vortat der Diebstähle scheidet aus, da vom Schutzzweck her die Sache unmittelbar aus der Vortat stammen muss – eine Ersatzhehlerei gibt es nicht (BGHSt 9, 137 (139) und Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 259 Rn. 8 und 9). Zu einer Strafbarkeit käme man erst, wenn die Täter die Wagen durch Verkäufe an gutgläubige Dritte zu Geld gemacht hätten, da die hiermit begangenen Betrugstaten dann taugliche Vortaten der Hehlerei sein könnten und das von den Kunden erlangte Geld unmittelbar aus der Vortat stammen würde; der Einsatz des Hehlers H spricht aber dafür, dass dieser den Tätern Geld für die Wagen gezahlt hat und die Wagen so „zu Geld gemacht“ wurden (Tatfrage).
II. Indem S den Honorarvorschuss in Höhe von 50.000 € angenommen hat, kann er sich nach § 261 II Nr. 1 StGB (Geldwäsche) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Das Geld des Vorschusses rührt aus einer Katalogtat, nämlich einem gewerbsmäßigen Diebstahl nach § 261 I 2 Nr. 4 a StGB, her. Anders als bei der Hehlerei gibt es, wie der relativ unbestimmte Begriff des „Herrührens“ zeigt, eine Ersatzgeldwäsche (vgl. nur Sch/Schr/Stree, 27. Aufl. 2006, § 261 Rn. 7).

b) Dieses hat S sich verschafft, als er durch die Entgegennahme die eigene Verfügungsgewalt über das Geld erlangte. 
c) Problematisch ist jedoch, ob der Tatbestand beim Handeln eines Strafverteidigers einzuschränken ist.
aa) Dies könnte sich zunächst aus dem Schutzzweck des § 261 StGB ergeben (teleologische Reduktion), der darin besteht, den inkriminierten Gegenstand praktisch verkehrsunfähig zu machen und dadurch den Vortäter gegenüber seiner Umwelt zu isolieren („Isolierungstatbestand“) (Rengier, BT I, 10. Aufl. 2008, § 23 Rn. 2). Bestraft werden soll also derjenige, der sich rechtsfeindlich in den Dienst des Vortäters stellt und ihm die Früchte seines kriminellen Handelns sichert. Etwas derartiges, so könnte man argumentieren (so z.B. Barton, StV 1993, 156 (159 ff.)), sei bei der Honorarentgegennahme durch den Verteidiger nicht der Fall, da dieser sich nicht rechtsfeindlich auf die Seite der Vortäter stelle, sondern diesen die Ausübung ihres Rechts, sich jederzeit und in jeder Lage des Verfahrens des Beistands eines Verteidigers zu bedienen (§ 137 I 1 StPO), ermöglicht und sich hierfür lediglich bezahlen lasse. Hiergegen spricht aber, dass ein Verteidigerhonorarprivileg nicht nur die Gefahr in sich tragen würde, den Strafverteidiger als „legale Geldwäscheinstitution“ zu missbrauchen, sondern zu einem entsprechenden Missbrauch gerade einladen würde (BGH, NJW 2001, 2891 ff.). Eine Einschränkung aus bloßen Schutzzweckgesichtspunkten ist damit verwehrt.
bb) Eine Einschränkung könnte sich jedoch aus Gründen der Sozialadäquanz ergeben. Hiernach ist ein Tatbestandsausschluss vorzunehmen, wenn sich die tatbestandsmäßige Handlung im Rahmen der geschichtlich gewordenen Sozialordnung hält (vgl. hierzu allgemein Roxin, AT I, 4. Aufl. 2006, § 10 Rn. 33 ff.). Einen derartigen könnte man mit der Argumentation annehmen, da es nach § 137 I StPO dem Beschuldigten frei steht, bis zu drei Verteidiger seiner Wahl zu wählen, die gegen Entgelt für ihn tätig werden. Würde man aus diesem Grunde keine Einschränkung vornehmen, so könnte die Staatsanwaltschaft, soweit sie glaubt beweisen zu können, dass der Beschuldigte nur bemakeltes Geld besitzt, alleine aus dem Umstand der Wahlverteidigung einen Anfangsverdacht bezüglich einer Geldwäsche des Verteidigers begründen. Zudem beeinträchtigt dies das Vertrauensverhältnis zwischen Wahlverteidiger und Beschuldigtem, der stets nach der Herkunft des Geldes zu fragen habe. Dies könnte das Ende der Wahlverteidigung auf diesem Gebiet bedeuten. Dies wiegt umso schwer, als der Gesetzgeber die Regelverteidigung als den Regelfall und die Pflichtverteidigung als Ausnahme festgelegt hat, ein Verhältnis, das so auf den Kopf gestellt würde. Die Freiheit der Advokatur scheint gefährdet. All dies spricht für eine Tatbestandseinschränkung, jedenfalls solange der Bereich angemessener Honorierung eingehalten wird (Hamm, NJW 2000, 636 ff.).

Indes vermögen diese Bedenken nicht durchzugreifen. Eine Beeinträchtigung des Verteidigungsrechts des Beschuldigten ist nicht erkennbar, insoweit ein Beschuldigter, der nur makelloses Geld hat, einem mittellosen gleichzustellen ist. Er hat daher ein Recht auf einen Pflichtverteidiger, wobei seinem Recht auf Beiordnung eines Anwalts seines Vertrauens weitgehend zu entsprechen ist (§ 142 I 2 und 3 StPO). Ein entsprechendes Vertrauensverhältnis zwischen Beschuldigtem und „gewähltem“ Verteidiger bleibt damit. Zudem ist die Pflichtverteidigung keine Verteidigung minderer Güte (BGH, NJW 2001, 2891 ff.; aA Lüderssen, StV 2000, 205 (207)). Zudem erscheint eine Beeinträchtigung des Vertrauensverhältnisses zwischen Mandant und Strafverteidiger nicht relevant, da es der Verteidiger selbst in der Hand hat, diesen Konflikt aus der Welt zu schaffen, indem er sich als Pflichtverteidiger beiordnen lässt. Zwar bleibt die Bezahlung als Pflichtverteidiger hinter der als Wahlverteidiger zurück, jedoch besteht kein Recht auf eine Erlangung illegalen Geldes, wie sich aus dem Zweck der Vorschrift ergibt (s.o.)(BGH, NJW 2001, 2891 ff.). Eine Tatbestandseinschränkung ist damit nicht anzuerkennen. 
cc) Eine Einschränkung könnte sich schließlich noch aus einer verfassungskonformen Auslegung  wegen Art. 12 I GG ergeben. Denn „das für alle am Wirtschaftsverkehr Teilnehmenden gleichermaßen geltende gesetzliche Verbot, sich aus bestimmten Vortaten stammende, bemakelte Vermögenswerte zu verschaffen, beeinträchtigt beim Strafverteidiger wegen der Eigenart seiner beruflichen Tätigkeit in besonderer Weise seine Entschließungsfreiheit bei der Übernahme eines Mandats“ (BVerfGE 110, 226 (254 f.); bestätigt durch BVerfG, NJW 2005, 1707 und OLG Frankfurt a.M., NJW 2005, 1733). Um sich nicht selbst der Gefahr einer Strafverfolgung auszusetzen, wäre er ansonsten nämlich gezwungen, stets nachzufragen, woher das Geld stamme, so dass die notwendige Vertrauensbasis zwischen Anwalt und Mandant sich nur schwer aufbauen könnte. Zudem müsste er, wenn die Möglichkeit bemakelten Geldes bestünde, dieses ausschlagen und eine Beiordnung als Pflichtverteidiger anregen, was nicht nur mit einer geringeren Vergütung verbunden wäre sondern auch mit einer konkludenten Aussage des Staatsanwalts, der Mandant habe kein ausreichend unbemakeltes Geld mit entsprechenden Rückschlüssen auf die Tatbeteiligung seines Mandaten. Eine „effektive Strafverteidigung ist unter diesen Bedingungen nicht mehr gewährleistet“ (BVerfGE 110, 226 (260)). 
„Der mit § 261 II Nr. 1 StGB verbundene Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit der Strafverteidiger und in die Institution der Wahlverteidigung sind verfassungsrechtlich gerechtfertigt, wenn der Strafverteidiger im Zeitpunkt der Entgegennahme des Honorars (oder des Honorarvorschusses) sicher weiß, dass dieses aus einer Katalogtat herrührt. Die bewusste Übertragung bemakelter Vermögenswerte unter dem Schirm des verfassungsrechtlich geschützten Vertrauensverhältnisses ist ein Missbrauch der privilegierten Verteidigerstellung, der vor der Verfassung keinen Schutz verdient. Weiß der Strafverteidiger im Zeitpunkt der Annahme des Verteidigerhonorars sicher, dass die erhaltenen Mittel aus einer Katalogtat herrühren, so tritt er aus seiner Rolle als Organ der Rechtspflege heraus“ (BVerfGE 110, 226 (266)). Hiernach erfährt der Tatbestand auf der Stufe des objektiven Tatbestandes noch keine Einschränkung.
2. Subjektiver Tatbestand: Der subjektive Tatbestand erfordert nach dieser verfassungskonformen Auslegung jedoch ein sicheres Wissen, dass das Geld aus einer Katalogtat des § 261 StGB stammt. S hatte derartiges hier zwar vermutet, sicheres Wissen hatte er jedoch nicht. S handelte somit nicht vorsätzlich. Eine leichtfertige Begehung der Geldwäsche (§ 261 V StGB) ist nach obiger verfassungskonformer Auslegung bei Strafverteidigern ausgeschlossen.
3. Ergebnis: Mit der Annahme des Honorarvorschusses hat sich S damit nicht nach    § 261 II Nr. 1 StGB strafbar gemacht.

III. Indem S als Strafverteidiger des F dem T zur Flucht geraten hat, dieser aber nicht floh, kann er sich einer versuchten Strafvereitelung (§§ 258 I Var. 1, IV, 22 StGB) schuldig gemacht haben, die nach § 258 IV StGB strafbar ist.

1. Tatentschluss
a) S hatte durch die Erzählung des T Kenntnis und damit Vorsatz auf eine rechtswidrige Vortrat in Form  der Verwirklichung von §§ 242 I, 243 I 2 Nr. 3 StGB durch seinen Mandanten F.
b) Ferner müsste S aber auch Vorsatz bezüglich einer Verfolgungsvereitelung gehabt haben, worunter jede Besserstellung des Täters in Bezug auf die ganze oder teilweise Vereitelung des staatlichen Strafanspruchs zu verstehen ist (Fischer, 55. Aufl. 2008, § 258 Rn. 5). Für eine Vereitelung reicht hierbei eine Ahndungsverzögerung (und nicht Ermittlungsverzögerung!) von geraumer Zeit aus (BGHSt. 15, 18 (21), BGHSt 45, 97 (100) sowie BGH, wistra 1995, 143), für die eine Zeitspanne von mindestens sieben (vgl. BGH, NJW 1959, 494 (495): darunter läge nur eine vorübergehende Beeinträchtigung vor), zehn Tagen (in Anlehnung an § 229 I StPO a.F.; so OLG Stuttgart, NJW 1976, 2084) oder 14 Tagen (so Wessels/Hettinger, BT 1, 32. Aufl. 2008, § 16 Rn. 727 und Rengier, BT I, 10. Aufl. 2008, § 21 Rn. 4) verstanden wird. Letztlich kommt es auf eine nicht nur vorübergehende Verzögerung an, die je nach Einzelfall und nicht nach einer festen Zeitspanne zu bemessen ist (ebenso LK/Ruß, 11. Aufl., § 258 Rn. 10 und MüKo/Cramer, § 258 Rn. 24). S wollte sogar eine nicht nur vorübergehende Verzögerung, so dass ein diesbezüglicher Vorsatz auf eine Verfolgungsvereitelung zu bejahen ist. 
c) Schließlich müsste S aber auch Vorsatz gehabt haben, die Tat als Täter zu verwirklichen (sog. Tatherrschaftsbewusstsein) und nicht bloß Anstifter zu einer Vereitelungshandlung des T zu sein. Diese stillschweigende Voraussetzung, auch Täter eines Delikts zu sein, ergibt sich systematisch daraus, dass § 25 StGB jeweils herein zu lesen ist, wenn ein Deliktstatbestand von „wer“ spricht.
aa) Die Rechtsprechung grenzt Täterschaft und Teilnahme zwar grundsätzlich noch immer subjektiv dahingehend ab, dass Täter ist, wer mit Täterwillen handelt, also die Tat als eigene will, und Teilnehmer, wer mit bloßem Teilnehmervorsatz handelt, zieht als Indizien hierfür aber die objektive Tatherrschaft, den Willen hierauf sowie das Tatinteresse heran (sog. wertende Animus-Lehre: Vgl. nur BGHSt. 37, 289 (291), BGHSt. 40, 299 (301) und BGH, NStZ 2003, 253 (254)). Legt man dies zugrunde, so wäre ein Strafverteidiger, der seinem Mandanten helfen möchte, stets als Täter anzusehen (BGHSt. 31, 10 (12 f.), BGH, NJW 1983, 2712 und KG, JR 1984, 250) und damit auch S.

bb) Das Schrifttum stellt dagegen objektiv auf die Tatherrschaft ab und fragt, wer Zentralgestalt des Geschehens ist, es also anhalten und ablaufen lassen kann (sog. Tatherrschaftslehre: Vgl. nur Roxin, Täterschaft und Tatherrschaft, 7. Aufl. 2000, S. 60 ff., ders., AT II (2003), § 25 Rn. 27 ff., Jescheck/Weigend, AT, 5. Aufl. 1996, S. 651, Kühl, AT, 5. Aufl. 2005, § 20 Rn. 29 und Wessels/Beulke, AT, 38. Aufl. 2008, Rn. 518). Hiernach betrachtet hat S dem T lediglich einen Rat erteilt. Die eigentliche Vereitelungshandlung, die Flucht des T, der damit nicht erreichbar wäre, sollte dieser selbst vornehmen, wobei S hierauf keinen Einfluss hatte. Auch war bei T kein strafrechtlicher Defekt ersichtlich, der eine mittelbare Täterschaft rechtfertigen könnte. Hiernach wäre eine Täterschaft des S und damit ein bei diesem vorliegendes Tatherrschaftsbewusstsein zu verneinen.

cc) Gegen ein Abstellen auf die allgemeinen Abgrenzungskriterien könnte indes die Bedeutung des Strafverteidigers sprechen im Rahmen des Strafprozesses. Seine überragend wichtige Funktion als „Organ der Rechtspflege“ könnte es rechtfertigen, stets von Täterschaft auszugehen, da ansonsten Strafbarkeitslücken entstünden, da der Rat zur Lüge vor Gericht ansonsten nicht strafbar wäre mangels Haupttat (so Beulke, NStZ 1982, 330 (331)).

Indes erscheint es wenig einleuchtend, alleine aus der Stellung eines Täters eine generelle Täterschaft anzunehmen. Hierdurch etwa bestehende Strafbarkeitslücken sind im Zweifel vom Gesetzgeber gewollt und hinnehmbar, um eine klare Abgrenzung der Verantwortlichkeitsbereiche zu gewährleisten. Auch bei Strafverteidigern gelten daher die allgemeinen Regeln (Sch/Schr/Stree, 27. Aufl. 2006, § 258 Rn. 32). Folglich liegt im Ratschlag eines Strafverteidigers eine bloße (straflose) Anstiftung (ebenso OLG Frankfurt, StV 1992, 360 (361), Lackner/Kühl, 26. Aufl. 2007, § 258 Rn. 10 und Otto, Jura 1987, 329 (330)) zur wegen § 258 V StGB straflosen Selbst-Strafvereitelung durch T. Ein Tatherrschaftsbewusstsein ist folglich abzulehnen.

2. Ergebnis

S hat sich damit nicht nach §§ 258 I Var.1, IV, 22 strafbar gemacht.

[Anmerkung: Wer dies in vertretbarer Weise anders sieht, muss darauf eingehen, ob S, indem er Tage später trotz verbleibender Möglichkeit seine Fluchtaufforderung wiederholt hat, eventuell vom Versuch der Strafvereitelung strafbefreiend zurückgetreten ist. Dies wäre zu verneinen, wenn S die Weigerung des T als endgültig aufgefasst hätte, da der Versuch dann fehlgeschlagen wäre, wozu sich aber keine Anzeichen im Sachverhalt finden bzw. wenn man von der Einzelbetrachtungslehre ausgeht. Der BGH ging in einem vergleichbaren Fall daher von einem strafbefreienden Rücktritt aus – BGH, NStZ-RR 2001, 171).

IV. Eine Strafbarkeit nach § 30 I iVm § 258 I StGB (versuchte Anstiftung zur Strafvereitelung) scheitert daran, dass § 258 I StGB kein präsumtives Verbrechen ist und wegen des Selbstbegünstigungsprivilegs des § 258 V StGB keine strafbare Haupttat vorliegen würde.
B. Zweiter Handlungsabschnitt: Besuch bei T

Indem S dem T die vorformulierte Erklärung vorlegt, mit der T versichern soll, S hätte ihn nie zur Flucht geraten, und S andernfalls das Mandat niederlegen würde, kann S sich nach § 240 I StGB (Nötigung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand: Dazu müsste S ein Nötigungsmittel eingesetzt haben, als welches einzig die Drohung mit einem empfindlichen Übel in Betracht kommt. Unter einer Drohung ist hierbei die Inaussichtstellung eines künftigen Übels zu verstehen, auf dessen Eintritt der Täter Einfluss hat oder Einfluss zu haben vorgibt (Geppert, Jura 2006, 31 (36)). Ein Übel ist hierbei jeder Nachteil, jede Einbuße an Werten; empfindlich ist es,  wenn der zu befürchtende Nachteil geeignet ist, einen besonnenen Menschen zu dem mit der Drohung erstrebten Verhalten zu bestimmen (Fischer, 55. Aufl. 2008, § 240 Rn. 32)
a) Ein derartiger Nachteil könnte zunächst darin liegen, dass S den T nicht mehr weiter verteidigen würde und damit die (angebliche) Absprache mit der Staatsanwaltschaft nicht zustande kommen würde. Dies ist als Übel anzusehen.  Gedroht würde in diesem Fall aber mit einem Unterlassen. 
Nach der früher vertretenen Rechtspflichttheorie (vertreten von RGSt. 14, 264 (265), RGSt. 63, 424 (425), BGH, GA 1960, 277 (278), BGH, NStZ 1982, 287, Arzt/Weber, BT (2000), § 9 Rn. 50 f., SK-StGB/Horn/Wolters, Rn. 16 zu § 240, Schmidhäuser, BT, 2. Aufl. 1983, 4/15 sowie Zopfs, JA 1998, 813 (817 ff.)) wurde eine Rechtspflicht zum Handeln verlangt, die bei der Ausführung des angedrohten Unterlassens verletzt würde. Begründet wurde dies damit, dass der Täter bei einer fehlenden Rechtspflicht das Opfer lediglich auf eine bereits bestehende Notlage hinweise und damit die Lage des Opfers nicht beeinträchtige sondern um eine weitere Entscheidungsmöglichkeit erweitere.  

Seit der Grundsatzentscheidung BGHSt. 31, 195 ff. im Jahre 1983 wird in der Rechtsprechung (BGHSt. 31, 195 ff. mit Anm. Geilen, JK, StGB § 240/8, BGHSt. 44, 68 (75 ff.), BGHSt. 44, 251 (252) mit Anm. Otto, JK 99, StGB § 253/5 und OLG Karlsruhe, NJW 2004, 3724) und Teilen der Literatur (LK/Träger/Altvater, 11. Aufl., § 240 Rn. 62, MüKo-StGB/Gropp/Sinn, § 240 Rn. 83 ff., Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 240 Rn. 20 sowie Fischer, 55. Aufl. 2008, § 240 Rn. 34) auf eine Rechtspflicht verzichtet. Dies beruht auf der zutreffenden Ansicht, dass § 13 StGB nicht einschlägig ist: denn der Täter unterlässt nicht etwas, sondern er droht mit einem positiven Tun. Es kommt also nicht darauf an, womit gedroht wird, sondern wie er droht. Ein Drohen mit einem Unterlassen durch S ist damit möglich.

b) Es möchte sich aber tatsächlich auch um einen Umstand handeln, auf den S Einfluss zu haben vorgibt. Dies ist mit der Aufgabe der Verteidigung zwar augenscheinlich der Fall. Letztlich liegt das hierdurch begründete Übel für T aber allein im unsicheren Fortgang des Strafverfahrens in der Zukunft unter Mitwirkung eines anderen Verteidigers und die Unsicherheit, ob und in welchem Maße er eine Absprache erreichen könnte. Auf dieses Übel hat der S aber keinen Einfluss und gab auch nicht vor, künftig negativ auf das Verfahren Einfluss nehmen zu können. Die Ankündigung des S ist folglich lediglich als Warnung zu werten (vgl. BGH, NStZ-RR 2001, 171 (172))), die nicht tatbestandsmäßig ist (BGHSt 16, 387).

c) Überdies würde die Strafbarkeit des S entfallen, insoweit die Niederlegung des Mandats der strafverfahrens- und standesrechtlichen Rechtslage entspricht und somit nicht zu einer Erfüllung des Tatbestandes führen kann (BGH, NStZ-RR 2001, 171 (172)).

2. Ergebnis: S hat sich folglich nicht nach § 240 I StGB strafbar gemacht.

C. Dritter Handlungsabschnitt: Besuch bei H

I. Da H von sämtlichen Umständen Kenntnis hat und auch ein anderer strafrechtlicher Defekt ersichtlich ist, scheidet eine mittelbare Täterschaft des S hinsichtlich des Absetzens des Fahrzeuges und damit eine Strafbarkeit nach §§ 259 I Var.3, 25 I Var. 2 StGB (Hehlerei in mittelbarer Täterschaft) aus.

II. Indem S den H bittet, das Kfz zu verwerten, kann er sich aber nach §§ 259 I Var. 3, 26 StGB (Anstiftung zur Hehlerei) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Dazu müsste zunächst ein tatbestandsmäßige und rechtswidrige (nicht notwendigerweise schuldhafte) Vortat vorliegen. Als derartige kommt hier eine Hehlerei des H in Form des Absetzens in Betracht (§ 259 I Var. 3 StGB), die inzident zu prüfen ist:
aa) Mit dem Diebstahl, aus dem das Fahrzeug stammt, liegt eine gegen das Vermögen gerichtete rechtswidrige Vortat vor, aus der das Kfz stammt. 
bb) Dieses müsste H aber auch abgesetzt haben, worunter die selbständige Verwertungshandlung im Einverständnis mit dem Vortäter oder Zwischenhehler durch rechtsgeschäftliche Weitergabe gegen Entgelt zu verstehen ist (vgl. Fischer, 55. Aufl. 2008, § 259 Rn. 18). Ein Einverständnis mit dem Vortäter T liegt zwar vor, insoweit ausreicht, dass einer der Vortäter einverstanden ist (Fischer, 55. Aufl. 2008, § 259 Rn. 16). Fraglich ist aber, wie es sich auswirkt, dass die Bemühungen des H erfolglos blieben, es zu einem Absatzerfolg also nicht gekommen ist.

(1) Einerseits könnte man argumentieren, dass es ebenso wie bei der Absatzhilfe auf einen Absatzerfolg nicht ankommen kann, da es sowohl nach dem Wortlaut ein bloßes Tätigwerden beim Absetzen ausreicht als auch in der ursprünglichen Fassung des § 259 StGB eine Mitwirkungshandlung in Bezug auf den Absatz ausreichte und eine Änderung des Rechtszustandes durch den Gesetzgeber nicht gewollt gewesen sei (BGHSt 27, 49 (50), BGHSt. 29, 239 (241 f.), BGHSt. 43, 110 (111), Arzt/Weber, BT (2000), § 28 Rn. 19, Wessels/Hillenkamp, BT 2, 31. Aufl. 2008, Rn. 867 sowie Fischer, 55. Aufl. 2008,   § 259 Rn. 19a). Hierfür spricht auch, dass ansonsten besonders gefährliche Vorbereitungshandlungen wie das „Umfrisieren“ gestohlener Fahrzeuge straflos wäre, eine nicht hinnehmbare Strafbarkeitslücke.

(2) Hiergegen spricht aber der Strafbarkeitszweck des § 259 StGB. Dieser besteht darin, dass die rechtswidrige Besitzlage bezüglich des durch eine rechtswidrige tat erlangten Gegenstandes aufrechterhalten wird in der Weise, dass die Sache weiter weg vom eigentlichen Eigentümer gebracht wird. Derartiges ist aber erst mit dem Erfolg des Absatzes erfolgte, so dass von einer vollendeten Hehlerei ohne Absatzerfolg noch nicht gesprochen werden kann (LK/Ruß, 11. Aufl., § 259 Rn. 26 und 30, Sch/Schr/Stree, 27. Aufl. 2006, § 259 Rn. 32 und 38, Rengier, BT I, 10. Aufl. 2008, § 22 Rn. 35, Maurach/Schroeder/Maiwald, BT 1, 9. Aufl. 2003, § 39 Rn. 34 und Otto, BT, 7. Aufl. 2005, § 58 Rn. 22). Zudem würde ansonsten ein seltsames Ergebnis herauskommen. Zum Ankauf bzw. Sichverschaffen ist die Erlangung der Verfügungsgewalt nötig, d.h. er muss die Sache tatsächlich erlangt haben (Fischer, 55. Aufl. 2008, § 259 Rn. 14). Scheitern also die Absatzbemühungen des Hehlers, weil der Kauf doch nicht zustande kommt, so wäre der vermeintliche Ankäufer noch keiner vollendeten Hehlerei strafbar, wohl aber der Verkäufer. Diese Abweichung ist nicht einzusehen.

Eine vollendete Hehlerei durch H scheidet folglich aus.

2. Ergebnis: H hat sich damit nicht nach §§ 259 I Var. 3, 26 StGB strafbar gemacht.

III. Indem S den H gebeten hat, das Kfz zu verwerten, hat S sich aber nach §§ 259 I Var.3, III, 22, 26 StGB (Anstiftung zur versuchten Hehlerei) strafbar gemacht. Denn H hatte mit seinen Verkaufsbemühungen unmittelbar zum Ansetzen und damit zur versuchten Hehlerei angesetzt aufgrund des Anstifterverhaltens des S, der dies sowie eine vollendete Hehlerei subjektiv auch wollte. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.
IV. Indem S den H gebeten hat, das Kraftfahrzeug für T und F zu veräußern, kann er sich überdies nach § 257 I StGB (Begünstigung) strafbar gemacht haben. 
1. Objektiver Tatbestand

a) Eine rechtswidrige Vortat lag mit den gewerbsmäßigen Diebstählen (§§ 242 I, 243 I 2 Nr. 3 StGB) vor.
b) Hierzu müsste F Hilfe geleistet haben. Während hierunter teilweise jede mit Vorteilssicherungstendenz geleistete Unterstützung verstanden wird (so Seelmann, JuS 1983, 32 (34)) wird man aufgrund des Fehlens der Versuchsstrafbarkeit eine Ausführungshandlung fordern müssen, die (ex ante) objektiv geeignet ist, den Sicherungszweck zu erfüllen, auch wenn dies im Einzelfall misslingt (BGHSt 24, 166 (167), Geppert, Jura 1980, 269 (274), Sch/Schr/Stree, 27. Aufl. 2006, § 257 Rn. 15 und Fischer, 55. Aufl. 2008, § 257 Rn. 7). Die Veranlassung des Verkaufs der aus der Vortat stammenden Sache, des Pkw, kann die Sicherung des Vorteils bewirken (RGSt 58, 129), insbesondere wenn die Staatsanwaltschaft bereits durch F von der Existenz des H wüsste.

2. Subjektiver Tatbestand

a) S müsste aber auch nicht nur Vorsatz bezüglich der Elemente des objektiven Tatbestandes,
b) sondern auch Vorteilssicherungsabsicht im Sinne von dolus directus ersten Grades (Fischer, 55. Aufl. 2008, § 257 Rn. 10) gehabt haben. Hiernach muss es dem Täter, ohne dass dies der einzige Zweck zu sein braucht, darauf ankommen, die Wiederherstellung des gesetzmäßigen Zustandes zu verhindern oder zu erschweren (BGHSt 4, 107 (109)). S geht es jedoch nur darum, dass die Staatsanwaltschaft vom letzten Diebstahl keine Kenntnis erhält, darum, dass der hierdurch erlangte Gewinn dem T zugute kommt, geht es ihm nicht, wie sich auch daran zeigt, dass H den Erlös zum größten Teil behalten könne.

3. Ergebnis: S hat sich damit nicht nach § 257 I StGB strafbar gemacht.

V. Indem S den H bittet, das Fahrzeug zu verwerten und dieser danach Absatzbemühungen unternimmt, kann sich S nach §§ 257 I, 26 StGB (Anstiftung zur Begünstigung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand: Hierzu nötig ist zunächst eine tatbestandsmäßige und rechtswidrige Haupttat, die in einer Begünstigung durch H bestehen kann. Auch in der Mitwirkung zum Absatz kann eine Sicherungshandlung bestehen, da diese aber nicht den unmittelbar aus der Tat  bestehenden Vorteil (Kraftfahrzeug) sichern würde, wäre dies nur der Fall, wenn der Täter in subjektiver Hinsicht beabsichtigt, den Vortäter vor einem Eingreifen des Eigentümers oder der Polizei zu schützen (BGHSt 2, 362 und BGHSt. 4, 122). H geht es jedoch aufgrund des bevorstehenden Profits nicht darum, T vor der Polizei zu schützen, sondern nur, selber ein gutes Geschäft zu machen. H hat somit selbst keine Begünstigung begangen, so dass es bereits an einer Haupttat fehlt.
2. Ergebnis: Eine Strafbarkeit des S nach §§ 257 I, 26 StGB scheidet aus.

VI. Indem S den H bat, das Fahrzeug zu veräußern, damit der letzte Diebstahl nicht aufgedeckt würde, kann er sich nach §§ 258 I, IV, 22 StGB (versuchte Strafvereitelung) strafbar gemacht haben.


1. Tatentschluss
a) Vorsatz auf eine hierfür notwendige Vortat liegt mit dem gewerbsmäßigen Diebstahl der Fahrzeuge vor. 
b)  Zudem hatte S Vorsatz darauf, dass durch die Veräußerung der Wagen die Verfolgung des Mandanten zumindest für geraume Zeit vereitelt würde (ca. 2 Wochen). 

Fraglich ist jedoch, ob dies ausreicht angesichts der Eigenschaft des S als Strafverteidiger. So wird – wie bei § 261 StGB – auch bei § 258 StGB eine Tatbestandseinschränkung vertreten. Denn eine wirksame Verteidigung wird in § 137 I StPO und Art. 6 III c) MRK als Ausdruck eines rechtsstaatlichen Strafverfahrens garantiert. Die Erfüllung dieses Gebots wäre ernsthaft gefährdet, wenn der Verteidiger wegen einer üblichen und prozessual zulässigen Verteidigungstätigkeit selbst strafrechtlich verfolgt würde (BGHSt 29, 99 (106) und BGHSt. 46, 36 (44 f.)). Hieraus ergibt sich aber auch, dass es sich ansonsten um ein rechtlich zulässiges Verhalten des S handeln müsste. Dies ist aber nicht der Fall, wenn der Verteidiger belastendes Beweismittel beiseite schafft (Fischer, 55. Aufl. 2008, § 258 Rn. 10 f.).


2. Unmittelbares Ansetzen: S hat hierzu mit der Äußerung an H unmittelbar angesetzt.


3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: S hat sich damit nach §§ 258 I, IV, 22 StGB strafbar gemacht.
VII. Nachdem es H nicht darauf ankam, T vor einer Bestrafung zu schützen, sondern lediglich selber Profit zu erzielen, scheidet mangels teilnahmefähiger Haupttat eine Strafbarkeit des S nach §§ 258 I, IV, 22, 26 (Anstiftung zur versuchten Strafvereitelung) aus.

VIII. Konkurrenzen: Nachdem die mit einer Handlung verwirklichte Anstiftung zur versuchten Hehlerei mit dem Schutz der Interessen des Opfers der Vortat und der versuchten Strafvereitelung mit dem Schutz der Strafrechtspflege unterschiedliche Rechtsgüter geschützt werden, stehen beide Delikte in Tateinheit. Im dritten Handlungsabschnitt hat sich S somit nach §§ 259 I Var. 3, III, 22, 26; 258 I, IV, 22; 52 I StGB strafbar gemacht.
D. Vierter Handlungsabschnitt: Benennung des H gegenüber dem Gericht

I. Nachdem es nicht zur Aussage des H gekommen ist, die den Beginn eines strafvereitelnden Verhaltens begründet hätte, kann S sich nur nach §§ 258 I, IV, 22 StGB (versuchte Strafvereitelung) strafbar gemacht haben.

1. Tatentschluss: Dies setzt voraus, dass die Vorstellung des S darauf gerichtet war, die Verfolgung des T wegen einer rechtswidrigen und schuldhaften Vortat, des Diebstahls am letzten Kraftfahrzeug, zu vereiteln. Dies erscheint fraglich, insoweit S es für zulässiges Verteidigerhandeln gehalten haben könnte:
Aus § 137 I StPO und Art. 6 III c EMRK sowie dem Grundsatz eines rechtsstaatlichen Strafverfahrens ergibt sich, dass dem Verteidigerhandeln im Konfliktfall mit einer tatbestandsmäßigen Handlung der Vorzug zu geben ist, so dass ein Tatbestandsausschluss anzunehmen ist, wenn ein prozessual zulässiges Handeln vorliegt. Allerdings muss sich der Verteidiger aufgrund seiner Stellung als Organ der Rechtspflege auf verfahrensrechtlich erlaubte Tätigkeiten beschränken und sich jeder bewussten Verdunkelung des Sachverhalts und jeder sachwidrigen Erschwerung der Strafverfolgung enthalten. Ihm ist es insbesondere untersagt, durch aktive Verdunkelung und Verzerrung des Sachverhalts die Wahrheitserforschung zu erschweren, insbesondere Beweisquellen zu verfälschen (BGHSt 9, 20 (22 f.) und BGHSt. 38, 345 (348)).

Der Strafverteidiger darf jedoch Beweismittel vorbringen, die einen von ihm lediglich für möglich gehaltenen Sachverhalt belegen. Weiß er daher nicht, dass der von ihm benannte Zeuge die Unwahrheit sagen würde (dann Strafvereitelung – BGHSt 29, 99 (107)), sondern hat er lediglich Zweifel an der Richtigkeit der Zeugenaussage, die seinen Mandanten entlasten könnte, so ist es ihm nicht verwehrt, den Zeugen zu benennen, er wird dazu regelmäßig sogar verpflichtet sein; andernfalls würde er in Kauf nehmen, ein möglicherweise zulässiges, entlastendes Beweismittel zu unterdrücken (BGH, NJW 2000, 2433 (2435 f.)).

Eine Besonderheit könnte sich vorliegend aber auch daraus ergeben, dass S dem H ein Erfolgshonorar für die Aussage versprochen hat. Eine solche Vereinbarung kann die Grenze zulässigen Verteidigerverhaltens überschreiten (BGH, NJW 2000, 2433 (2435)). So ist nicht auszuschließen, dass H durch die Abrede stark motiviert wurde, die Aussage zu machen. Auf der anderen Seite muss aber berücksichtigt werden, dass die Initiative zur Aussage von H selber stammte, so dass S letztlich keine Wahl blieb, wenn er H als Zeugen verwenden wollte.

Vorsatz bezüglich einer strafvereitelnden Handlung durch S ist folglich abzulehnen. Ein Tatentschluss des S scheidet aus.

2. Ergebnis: S hat sich damit nicht nach  §§ 258 I, IV, 22 StGB strafbar gemacht.

[Anmerkung: Wer dies anders sieht, muss auf das unmittelbare Ansetzen besonders eingehen. Während Beulke (NStZ 1982, 330 (331)) der Ansicht ist, dass ein unmittelbares Ansetzen bereits in der Aufforderung bzw. Vereinbarung einer falschen Aussage liegt, so widerspricht dies dem  § 22, wonach ein Versuch erst vorliegt, wenn Handlungen vorgenommen worden sind, die im ungestörten Fortgang ohne Zwischenakte oder jedenfalls in engem zeitlichem Zusammenhang in die Tatbestandsverwirklichung einmünden sollen. Hiernach liegt ein unmittelbares Ansetzen zwar nicht erst mit dem Beginn der Zeugenaussage (so einst BGH, NJW 1982, 1601 (1602) und OLG Hamburg, JR 1981, 158 (159)), sondern mit der Benennung des Zeugen dem Gericht gegenüber (BGH, NJW 1983, 2712 und KG, JR 1984, 250 (251).]

E. Fünfter Handlungsabschnitt: Die Kaution des T

I. Indem S dem Staatsanwalt und dem Gericht gegenüber die Atteste und schließlich die Sterbeurkunde vorgelegt hat, kann er sich jeweils nach § 267 I Var. 3 StGB (Urkundenfälschung) strafbar gemacht haben.


1. Objektiver Tatbestand
a) Die Atteste, verkörperte Gedankenerklärungen, die zum Beweis des Gesundheitszustandes bzw. des Todes des T geeignet waren und die jeweiligen Ärzte als Aussteller angaben, stellten Urkunden dar.

b) Sie müssten auch unecht gewesen sein. Unecht ist eine Urkunde dann, wenn sie nicht von demjenigen stammt, der in ihr als Aussteller bezeichnet wird, wenn also über die Identität des Ausstellers getäuscht wird (Sch/Schr/Cramer/Heine, 27. Aufl. 2006, § 267 Rn. 48). Die schriftliche Lüge wird hingegen nicht erfasst (RGSt 48, 406 (408)). Nachdem die vorgelegten Atteste aber tatsächlich von den Ärzten stammten und lediglich inhaltlich falsch waren, waren sie nicht unecht.

2. Ergebnis: S hat sich nicht nach § 267 I Var. 3 StGB strafbar gemacht.
II. Indem S die Atteste dem Staatsanwalt und den Gerichten vorlegt, kann er sich indes nach §§ 279, 27 I StGB (Beihilfe zum Gebrauch unrichtiger Gesundheitszeugnisse) strafbar gemacht haben.


1. Objektiver Tatbestand: Nach § 279 StGB ist es ausnahmsweise verboten, eine Urkunde zu benutzen, die lediglich eine „schriftliche Lüge“ enthält. Die Atteste stellen unrichtige, weil inhaltlich falsche Zeugnisse über den Gesundheitszustand des T von einem Arzt dar und werden Behörden gegenüber vorgelegt, also gebraucht. 
Bedenken bezüglich einer Verwirklichung des § 279 StGB durch T (als teilnahmefähiger Haupttat) bestehen aber darin, dass die Vorlage der Urkunden im Zusammenhang mit der Frage des Haftantritts bzw. der Haftverschonung und damit dem Abschluss des strafprozessualen Fortgangs liegt. Im Strafprozess gibt es jedoch keine Wahrheitspflicht für den Beschuldigten; sie kann auch nicht indirekt über das Strafrecht begründet werden. Hat der Beschuldigte damit aber ein „Recht auf Lüge“, so kann er nicht wegen Vorlage einer inhaltlich falschen Urkunde bestraft werden. Es fehlt damit bereits an einer teilnahmefähigen Haupttat.

2. Ergebnis: S hat sich folglich nicht nach §§ 279, 27 I StGB strafbar gemacht.

III. Nachdem S lediglich die Urkunden, die er erhält, dem Gericht vorlegt, ist er nach der Tatherrschaftslehre lediglich Gehilfe des T, der für die Urkunden sorgt (s.o.), so dass eine Strafbarkeit nach §§ 258 II Var. 1, 25 II StGB (Strafvereitelung) ausscheidet. 

IV. Da die Strafvereitelung in eigener Sache straflos ist („anderen“), scheidet eine Strafbarkeit des S nach §§ 258 II Var. 1, 27 I (Beihilfe zur Strafvereitelung)  mangels teilnahmefähiger Haupttat aus.

V. Da der Sachverhalt es offen lässt, ob die Sterbeurkunde auch inhaltlich unrichtig ist, scheiden diesbezüglich sowohl Urkundsdelikte (§§ 267 ff. StGB) wie auch ein möglicher Betrug (§ 263 I StGB) des S durch die Vorlage zur Erlangung der Kaution aus.

[Beachte: Ein Betrug würde zudem an einer Vermögensverfügung und einem Vermögensschaden scheitern, da die Kaution kein Bestandteil des Vermögens des Staates ist, obwohl die Kautionszahlung zunächst in sein Eigentum übergeht (vgl. § 7 I HinterlO). Sanktionen wie Geldstrafen, Buß- und Verwarnungsgelder unterfallen nämlich nicht dem Vermögensbegriff, da sie nicht wirtschaftlichen Zwecken dienen, also für den Wirtschaftsverkehr relevante Gegenstände darstellen, sondern mit ihrer Unrechtsfolge ein Rechtsgut eigener Art (BGHSt. 38, 345 (351), BGH, NJW 1998, 1568 (1576) und OLG Köln, NJW 2002, 528). Dies muss auch für die Verhängung oder Vollstreckung der Sanktion gelten, die darin liegt, dass eine Kaution in die Staatskasse fällt, da der Verurteilte sich seinem Strafantritt entzieht (BGHSt 38, 345 (352)).]
VI. Mit der Entgegennahme der Kaution könnte S sich zudem nach § 261 II Nr. 1 StGB (Geldwäsche) strafbar gemacht haben. 


1. Objektiver Tatbestand: Mit dem aus den Diebstählen herrührenden Geldern in Form der Kaution hat sich S zwar grundsätzlich Gegenstände aus einer Katalogtat iSd § 261 I 2 Nr. 4 a StGB verschafft und damit an sich den objektiven Tatbestand erfüllt. 

Die Strafbarkeit ist jedoch nach der Tatbestandseinschränkung des § 261 VI StGB ausgeschlossen, wenn zuvor ein Dritter den Gegenstand erlangt hat, ohne hierdurch eine Straftat zu begehen. Eine solche Unterbrechung der Kette der Verwertungshandlungen ist hier durch den zwischenzeitlichen Eigentumserwerb durch die Hinterlegungsstelle nach §§ 116 I Nr. 4, 116 a I StPO iVm § 7 I HinterlO eingetreten (vgl. BGH, NJW 2001, 2891 (2894)).


2. Ergebnis: S hat sich nicht nach § 261 II Nr. 1 StGB strafbar gemacht.
VII. Durch die Empfangnahme der Kaution kann sich S aber nach § 261 I StGB (Geldwäsche) strafbar gemacht haben. 

1. Objektiver Tatbestand
a) Das Geld stammte mittelbar aus den gewerbsmäßigen Fahrzeugdiebstählen, einer Katalogtat iSd § 261 I 2 Nr. 4 a StGB.

b) Als strafbewehrte Handlung dies betreffend kommt einzig die Gefährdung oder Vereitelung der Sicherstellung der Gegenstände in Betracht, was S vorgenommen haben müsste. Mit der Entgegennahme der Kaution in der Absicht, das Geld selbst als Honorarleistung zu behalten, hat S verhindert, dass das Geld, das ja aus Diebstählen stammte, sichergestellt wird nach § 111 b, II, V StPO (da die erlangten Gegenstände nach § 73 I 2 StPO [zivilrechtlicher Anspruch des Opfers] nicht dem Verfall unterliegen!). Dass es sich hierbei nicht um die unmittelbar aus der Vortat handelnden Gegenstände handelt, ist irrelevant, da die Geldwäsche im Gegensatz zur Hehlerei auch Ersatzgegenstände erfasst (Sch/Schr/Stree, 27. Aufl. 2006, § 261 Rn. 7). 
c) Die Tatbestandseinschränkung des § 261 VI StGB findet nur auf Taten nach Absatz 2 Anwendung und daher nicht bei der Vereitelung der Sicherstellung [nebenbei: wodurch § 261 VI StGB quasi leer läuft].

2. Subjektiver Tatbestand: Da S zudem von der Herkunft der Gelder wusste, handelte er vorsätzlich.


3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: S hat sich nach § 261 I StGB strafbar gemacht.
F. Konkurrenzen und Gesamtergebnis: Die mit unterschiedlichen Handlungen begangene Anstiftung zur versuchten Hehlerei in Tateinheit mit versuchter Strafvereitelung und die Geldwäsche stehen in Tatmehrheit (§ 53 StGB).
S hat sich damit nach (§§ 259 I Var.3, III, 22, 26; 258 I, IV, 22; 52 I); § 261 I; § 53 I strafbar gemacht.

